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Wahlbekanntmachung des Wahlleiters  
für die
Wahlen
-	 der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Finsterwalde,
-	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Sorno und
-	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Pechhütte
am 25. Mai 2014

Bekanntmachung des Wahlleiters 
vom 24. Januar 2014

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

	 -	 der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Finster-
walde,

	 -	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Sorno und

	 -	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Pechhütte

	 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 -	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Sorno und
	 -	 der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Pechhütte
	 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 

statt.
II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 
Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wah-
len möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu 
weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Finsterwalde

1.	 Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten
	 Es sind insgesamt 28 Stadtverordnete zu wählen.
2.	 Wahlkreise
	 Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Finsterwal-

de hat durch Beschluss das Wahlgebiet in einen Wahl-
kreis eingeteilt.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 20. März 2014, 12 Uhr,
	 bei dem
	 Wahlleiter für die Stadt Finsterwalde
	 Schloßstraße 7/8; 03238 Finsterwalde
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist dem Wahlleiter der Stadt Finsterwalde 
spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 2014, 
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem 
Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei 
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens 
zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen 
Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wähler-
gruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten der 
Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahl-
vorschlag

	 Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung kann nur einen wahlgebietsbezoge-
nen Wahlvorschlag einreichen. Die Entscheidung über 
die Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlages trifft bei einer Partei oder politischen Vereini-
gung der für das Wahlgebiet zuständige Gebietsvorstand 
(oder wenn ein solcher Vorstand nicht besteht, der Vor-
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stand der nächsthöheren Gliederung) und bei Wähler-
gruppen die oder der Vertretungsberechtigte.

	 Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können einen 
wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6.	 Inhalt der Wahlvorschläge
6.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

	 a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Be-
werberin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer 
Reihenfolge,

	 b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einrei-
chenden Partei oder politischen Vereinigung und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei 
oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen 
übereinstimmen, den diese im Lande führt,

	 c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen 
der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeich-
nung enthalten,

	 d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen 
der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich sind die 
Namen und, sofern vorhanden, auch die Kurzbezeich-
nungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen Ver-
einigungen und Wählergruppen anzugeben,

	 e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbe-
zogenen Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des 
Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

6.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

	 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 42 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

6.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

6.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Stadtverordnetenver-

sammlung der Stadt Finsterwalde benannt sein. Die 
Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag 
einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl an-
tritt.

7.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

7.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

	 a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 
11 BbgKWahlG wählbar sein.

	 b)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen 
und Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt 
worden sein (siehe Nummer 8).

	 c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a 
zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 
Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, 
hat die Bewerberin oder der Bewerber in der Zustim-
mungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er 
parteilos ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

7.2	 Zur Wählbarkeit
7.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

	 -	 am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

	 -	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ha-
ben.

	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

	 -	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen ist oder

	 -	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fä-
higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

	 -	 am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

	 -	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ha-
ben.

	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

	 -	 gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen ist oder

	 -	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

	 -	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbar-
keit nicht besitzt.
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7.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

8.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

8.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung).

8.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Elbe-Elster wahlberechtigten Mitglieder der Partei 
oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte be-
stimmt werden.

8.3	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

8.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

8.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 

Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

8.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9.	 Unterstützungsunterschriften
9.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
9.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Elbe-
Elster durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Finsterwal-
de durch mindestens eine Stadtverordnete oder durch 
mindestens einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Elbe-Elster durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch min-
destens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Finsterwalde durch 
mindestens eine Stadtverordnete oder durch mindestens 
einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbro-
chen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit.

9.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt fer-
ner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine 
der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der 
in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 genannten Voraussetzungen 
für die Befreiung von diesem Erfordernis erfüllt.

9.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises 
Elbe - Elster oder in der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Finsterwalde vertreten sind, sind von dem Er-
fordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.2	 Wichtige Hinweise
9.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

	 -	 im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvor-
schlags mindestens 20 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizu-
fügen.

9.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,
	 bei der
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	 Wahlbehörde, Stadt Finsterwalde, Einwohnermeldeamt
	 Schloßstraße 7/8; 03238 Finsterwalde
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Un-
terschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der Wahl-
behörde, Stadt Finsterwalde, Schloßstraße 7/8; 03238 
Finsterwalde spätestens bis zum

	 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr,
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf 

den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen 
Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster 
der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter 
Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

9.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Stadt Finsterwalde, Schloßstraße 7/8; 03238 Finsterwal-
de, Raum 109 aufgelegt.

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese anzugeben.

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche 
Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Be-
werber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG 
bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahl-
vorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch die 
Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen 
der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Finsterwalde unterzeichnen. Hat eine Person 
für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeich-
net, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten 
Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. Hat eine Person einen wahl-
kreisbezogenen Wahlvorschlag unterzeichnet, der für 
einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht wahlberechtigt ist, 
so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

9.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

9.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den 17. 
März 2014, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde ge-
stellt werden.

9.2.10	Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind.

10.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 12 

Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihen-
folge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht 
mehr behoben und fehlende Unterstützungsunterschrif-
ten nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, 
wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht fest-
steht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvor-
schläge berühren, können bis zu der Entscheidung über 
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgK-
WahlG) beseitigt werden.

11.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 25. März 2014 in öf-

fentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschlä-
ge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 
und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Sorno

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 
und 6.4, 7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Finsterwalde gelten 
für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Sorno mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1.	 Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Sorno das Gebiet des Orts-
teiles Sorno

2.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Sorno ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden.

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag 
einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die 
mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5.	 Die in der Stadt Finsterwalde wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
oder deren Delegierte können auch die Bewerberin oder 
den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
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Ortsvorstehers des Ortsteils Sorno bestimmen, sofern 
die Anzahl der im Ortsteil Sorno wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversamm-
lung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Stadt Fins-
terwalde wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 
9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C.	 Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Pechhütte

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 
6.4, 7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadtver-
ordnetenversammlung der Stadt Finsterwalde gelten für 
die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Pechhütte mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1.	 Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Pechhütte das Gebiet des 
Ortsteils Pechhütte.

2.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Pechhütte ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden.

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5.	 Die in der Stadt Finsterwalde wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergrup-
pe oder deren Delegierte können auch die Bewerberin 
oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder 
des Ortsvorstehers des Ortsteils Pechhütte bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Pechhütte wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht.

	 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Stadt Fins-
terwalde wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten 
die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entspre-
chend.

6.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7.	 Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können bei 
mir angefordert werden.

Der Wahlleiter für die Stadt Finsterwalde
Herr Michael Miersch
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Telefonverzeichnis

Stand: 01.07.2013

Bereich		  Apparat 	Zimmer-Nr. 	Eingang
____________________________________________________________________________________________________________________

Bürgermeister 	 Fax-Nr.: 2766
	 Herr Gampe 	 783 - 100	 202 ü. 201	  A
Assistenz der Verwaltungsleitung 	 Frau Schilf, L. 	 101	 201	  A

Stabsstellen
Wirtschaftsförderung/Stadtmarketing	 Herr Petermann	 500	 210	 G
Sekretariat	 Frau Nitschke	 501	 209	 G
Stadtmarketing/Kultur	 Frau Jeske	 502	 208	 G
Gleichstellungsbeauftragte	 Frau Conrad	 130 	 323 ü. 321	  I
		  (freitags: 08.00 - 13.00 Uhr)
Beteiligungsmanagement/Recht 	 Frau Simler	 140 	 215a 	 GS Langer Damm 
Vorsitzende Personalrat	 Frau Hampel	 150	 220 	 GS Langer Damm
	  	 oder 	 2311

Fachbereich Bürgerservice, Sicherheit und Ordnung	 Fax-Nr.: 783830
Fachbereichsleiter	 Herr Miersch	 110 	 219 	 GS Langer Damm
Sekretariat	 Frau Sander	 111 	 221 	 GS Langer Damm
Personal- und Organisationsmanagement
Personalmanagement	 Frau Schmidt, M.	 330 	 214 	 GS Langer Damm
Personalmanagement (Lohn/Gehalt)	 Frau Hartmann	 331 	 213 	 GS Langer Damm
	 Frau Hartig	 332 	 213 	 GS Langer Damm
Abteilung Innere Verwaltung/Soziales		  Fax-Nr.: 783112
Abteilungsleiterin	 Frau Gampe	 300 	 223 	 GS Langer Damm
Presse- u. Öffentlichkeitsarbeit	 Frau Dorn	 310 	 215b 	 GS Langer Damm
Innere Verwaltung	 Frau Richter, M.	 311 	 224 	 GS Langer Damm
Wohngeldbehörde	 Frau Richter, U.	 822 	 208 	 GS Langer Damm
Wohngeldbehörde	 Herr Opitz	 824 	 208 	 GS Langer Damm
Jugendkoordinator 	 N. N.	 301 		  GS Langer Damm
Schulverwaltung/Kita	 Frau Böhme	 831 	 212 	 GS Langer Damm
Schulverwaltung/Kita	 Frau Lorper	 832 	 210 	 GS Langer Damm
Sportstätten/Innere Verwaltung/Soziales 	 Frau Niepel	 833 	 212 	 GS Langer Damm
Empfangsbereich	 Frau Unger	 320	 Empfang	 B
Archiv	 Frau Reichardt	 302 	 143	 K
EDV	 Herr Acklow	 120	 107	 A
GIS/TUIV	 Herr Thalmann	 903	 139	 M
Büro d. Stadtverordneten	 Frau Schindler	 312 	 322 ü. 321	 I
Kopie- und Servicedienste 	 Frau Leidereiter	 340/350	 108	 A
Freizeitzentrum	 Frau Szymanski 	 608182	 White House
Bibliothek	 Frau Horstmann	 2070	 Rathaus
	 Frau Seifert 	 2070	 Rathaus
Hausmeister	 Herr Harms	 309	 Werkstatt

Abteilung öffentliche Sicherheit und Ordnung	 Fax-Nr.: 783666
Abteilungsleiter	 Herr Reinhard	 600 	 232 ü. 233	 I
Sekretariat	 Frau Peschel	 601	 233	 I
Bußgeldstelle	 Frau Kniesche	 602	 338	 I
	 Frau von Gerichten	 603 	 233	 I
SVED	 Frau Müller/Frau Kunert	 605	 401	 P
Öffentl. Sicherh. u. Ordnung/	 Herr Stellmach	 610 	 337	 I
Gewerbeangelegenheiten
Ordnungsbehördliche Aufgaben	 Frau Reinhard	 612	 336	 I
Feuerwehr/Fundwesen	 Frau Sickora	 614	 338	 I
Pass- u. Meldewesen	 Frau Richter, C.	 620 	 Eingang	 B
Pass- u. Meldewesen	 Frau Zaghdoudi	 621 	 Empfangsb.	 B
Standesbeamte	 Frau Schubert	 630	 203	 A
Standesbeamte	 Frau Döring	 631	 203	 A

Fachbereich Finanzwirtschaft		  Fax-Nr.: 783444
Fachbereichsleiterin	 Frau Zajic	 400	 106	 A
Steuern
Steuern	 Frau Drasdo	 420	 113	 G
Steuern	 Frau Glaubitz	 422	 113	 G
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Bereich		  Apparat 	Zimmer-Nr. 	Eingang
____________________________________________________________________________________________________________________

Abteilung Haushalt und Finanzen
Geschäftsbuchhaltung	 Frau Lehmann	 402	 104	 A
Kostenrechnung	 Frau Walther	 403	 104	 A
Kosten- Leistungsrechnung 	 Frau Reinke 	 404	 105	 A
Abteilung Finanzbuchhaltung
Abteilungsleiterin	 Frau Pawski	 410	 112	 A
Finanzbuchhaltung	 Frau Winter	 411	 112	 A
	 Frau Winkel	 414	 112	 A
Vollstreckung	 Frau Pötzsch	 413	 111	 A
	 Frau Schmidt/	 415	 110	 A
	 /zz. Frau Tiedemann

Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr	 Fax-Nr. 783911
Fachbereichsleiter	 Herr Zimmermann	 900 	 141 ü. 142	 M
Sekretariat	 Frau Ludwig	 901	 142	 M
Haushaltsplanung SBV	 Frau Sonntag	 902	 230	 M
Ortsplanung
Stadtplanung	 Frau Stoislow	 930	 138	 M
Ortsplanung	 Herr Lauterbach	 931	 138	 M
Stadtplanung	 Frau Hennig	 903	 139	 M
Bauverw./Wohnungswesen	 Frau Arlt	 940	 137	 M
Wohnungswesen 	 Frau Peschel	 942	 137	 M
Abteilung Tiefbau und Grünpflegeverwaltung
Abteilungsleiter	 Herr Pinetzki	 920	 140	 M
Tiefbau	 Frau Kuznik	 921	 139	 M
Tiefbau	 Frau Schilf, C.	 922	 140	 M
Straßenverkehrsrecht	 Frau Aird 	 923	 140	 M
Wirtschaftshof 		  Fax-Nr. 709828
Koordinator Wirtschaftshof	 Herr Breitkreutz 	 950	 Beethovenstr. 16
Werkstatt	 Herr Schaube	 953
Grünpflege	 Frau Kittel	 960
Friedhofsverwaltung	 Herr Guthknecht/Frau Baasch	 961	 Sonnewalder Str.
Ltr. Tierpark	 Herr Heitmann	 8522	 Tierpark
Abteilung Liegenschafts- und Gebäudemanagement
Abteilungsleiterin	 Frau Schüler	 910	 329 	 M/I
Liegenschaftsmanagement	 Frau Hantzsch	 912	 328	 M/I
Gebäudeunterhaltung	 Herr Kuntze	 913	 331 	 M/I
Gebäudewirtschaft	 Frau Magister	 914	 332 	 M/I
Gebäudewirtschaft/Liegenschaften	 Frau Mellack	 916 	 332	 M/I
Hochbau	 Frau Schemmel	 915 	 331 	 M/I
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